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Wohnbauentwicklung in den Stadt-Umland-Kommunen  

Fortschreibung des Stadt-Umland-Entwicklungsrahmens Rostock im 
Kapitel II.A.1 Wohnentwicklung für den Zeitraum 01/2017-12/2025 
(Vorlage zur Beschlussfassung) 
 

 
Die Leitlinien 2, 4 und 5 bleiben unverändert erhalten. 
Leitlinie 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
1. Vorrangige Sicherung der Wohnflächenentwicklung in der Kernstadt und an aus-

gewählten Standorten im Stadt-Umland-Raum bei gleichzeitiger Sicherung der 
gemeindlichen Eigenentwicklung in allen Teilräumen des Stadt-Umland-Raumes.  

 
1.1 Die Sicherung der gemeindlichen Wohnbauentwicklung erfolgt über die Festset-

zung eines Entwicklungskontingents „Grundbedarf“ für alle Umland-Gemeinden 
des SUR Rostock in Höhe von 1,8 Wohneinheiten je 1.000 Einwohner und Jahr im 
Zeitraum 01/2017 bis 12/2025. Gemeindebezogen wird das realisierbare Kontingent 
für den Zeitraum von 9 Jahren ausgehend von den Einwohnerzahlen von 12/2015 
ermittelt. In der Summe können ca. 700 Wohneinheiten entwickelt werden. Der Be-
darf ist im Rahmen der konkreten Planverfahren zu begründen. 
 

1.2 Geeignete Standorte (Siedlungsschwerpunkte) für eine über den Grundbedarf hin-
ausgehende Wohnbauentwicklung sind die Ortslagen Bentwisch, Broderstorf, 
Dummerstorf, Kavelstorf, Kritzmow, Lambrechtshagen, Sievershagen, Roggentin 
und Rövershagen. In diesen Ortslagen kann ein Entwicklungskontingent „Privile-
gierung“ realisiert werden, welches in der Summe für den Zeitraum 01/2017 bis 
12/2025 auf ca. 400 Wohneinheiten festgelegt wird. Das Kontingent wird im Ver-
hältnis der Einwohnerzahlen der Gemeinden von 12/2015 auf die Ortslagen verteilt. 

 
1.3 Kommunale Planungsabsichten werden jeweils im Einzelfall bewertet und bei Be-

darf mit der betroffenen Kommune, der Hansestadt Rostock sowie dem Landkreis 
Rostock abgestimmt und bewertet. In begründeten Fällen können die in den Leitli-
nien 1.1 und 1.2 sowie in Tabelle 2 dargestellten Richtwerten überschritten werden. 
Die zugelassenen Überschreitungen sollten sich in der Summe für den Zeitraum 
2017 bis 2025 an einer Zahl von 200 Wohneinheiten orientieren. 

 
1.4 Im Rahmen eines Monitorings werden die zukünftigen Entwicklungen in den Berei-

chen Wohnungsbau, Bevölkerung und Infrastrukturausstattung durch das Amt für 
Raumordnung und Landesplanung Region Rostock beobachtet und ausgewertet. 
Auf dieser Grundlage erfolgt eine Evaluierung der prognostizierten Entwicklungen. 
Soweit erforderlich, werden durch das Amt für Raumordnung Vorschläge für eine 
zwischenzeitliche Fortschreibung der hier aufgeführten Leitlinien erarbeitet und 
zur Diskussion und Beschlussfassung gestellt. 

 
1.5 Bebauungspläne für Wohnbauprojekte in den Umlandgemeinden sollen aus Flä-

chennutzungsplänen entwickelt werden die i.d.R. nicht älter als 15 Jahre sind. 
Nach Abschluss einer Planung sind rechtskräftige und bekanntgemachte Bauleit-
pläne dem Amt für Raumordnung und Landesplanung zur Kenntnis zu geben, so-
dass eine abschließende Eintragung im Raumordnungskataster und eine Berück-
sichtigung im Rahmen der Raumbeobachtung erfolgen können. Es ist ausrei-
chend, wenn die Unterlagen (Karten und Erläuterungen) als Dateien auf elektroni-
schem Wege zur Verfügung gestellt werden. 
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Begründung: 

Im Entwicklungsrahmen des Stadt-Umland-Raumes Rostock (SUR-ER, November 2011) wurden be-
züglich des Wohnungsbedarfs Annahmen zur Entwicklung bis 2020 dargestellt (vgl. II.A1 Kapitel 3 
Leitlinien im SUR-ER). Hier wurde für den Zeitraum bis 2020 ein Bedarf an 3.300 neuen Wohnungen 
für den gesamten SUR prognostiziert (2.900 in der Hansestadt Rostock, 400 in den Umland-
Gemeinden). Dies entspräche einer Entwicklung von ca. 1,5 Wohneinheiten je 1.000 Einwohnern und 
Jahr. 

Tatsächlich wurden bereits im Zeitraum bis 2015 in der Hansestadt Rostock ca. 3.085 Wohnungen 
(Baufertigstellungen laut Statistik M-V) und in den Gemeinden des SUR ca. 1.200 Wohnungen fertig 
gestellt oder planerisch vorbereitet. Bezogen auf die Einwohnerzahl von 2009 entspricht dies einer 
jährlichen Zunahme des Neubauvolumens von ca. 2,4 Wohneinheiten (HRO) bzw. 6,1 (Umlandge-
meinden) je 1.000 Einwohnern und Jahr. In der Summe wurden somit innerhalb von 5 Jahren 4.300 
Wohnungen im Stadt-Umland-Raum errichtet oder planerisch vorbereitet. Trotz dieser Zuwächse be-
steht im gesamten Stadt-Umland-Raum Rostock weiterhin ein angespannter Wohnungsmarkt (Leer-
standquote in Rostock teilweise unter 1%, keine oder sehr geringe Leerstände in den Umlandgemein-
den).  

Der anhaltende Wohnungsbedarf resultiert aus verschiedenen Entwicklungen, die sich in unterschied-
lichem Maße auswirken und zum Teil auch gegenseitig beeinflussen: 

- Zunahme wohnungsnachfragender Haushalte aufgrund des Einwohnerzuwachses in der Han-
sestadt Rostock und in einigen Umland-Gemeinden sowie aufgrund der Abnahme der Haus-
haltsgrößen, 

- Nachhol- und Anpassungsprozesse hinsichtlich der Wohnflächenausstattung je Einwohner, 
der qualitativen Wohnraumansprüche, der Nachfrage nach Eigentum bzw. Mietwohnung so-
wie der Haushaltsgrößen. 

Auch die Gründe für die besonders dynamische Entwicklung des Wohnungsbaus in den Umlandge-
meinden sind vielfältig. Viele Umlandgemeinden haben sich zu attraktiven Wohnstandorten mit guter 
Infrastrukturausstattung und eigener Anziehungskraft entwickelt, wobei die räumliche Nähe zum 
Oberzentrum Rostock wesentlich zur Attraktivität beiträgt. Daneben führen die deutlich geringeren 
Grundstückspreise in den Umland-Gemeinden aber insbesondere auch die in der Vergangenheit zu 
geringen Neubauaktivitäten in der Hansestadt Rostock selbst zu einer anhaltend hohen Nachfrage in 
den Umlandgemeinden und auch über diesen Raum hinaus. 

Mit der 2014 gestarteten Wohnbauoffensive in der Hansestadt Rostock hat diese ihre Aktivitäten im 
Bereich Wohnungsneubau verstärkt. Angestrebt wird die planerische Vorbereitung von ca. 2.700 
Wohnungen im Einfamilienhaussegment und ca. 4.100 Wohnungen im Mehrfamilienhaussegment bis 
2020 bzw. darüber hinaus. In welchem Umfang die geplanten Kapazitäten aus der Rostocker Wohn-
bauoffensive bereits im Zeitraum bis 2020 realisiert, d.h. gebaut, werden können, wird sich im Rah-
men der weiteren Planverfahren zeigen. Aufgrund der vielfältigen Nutzungsansprüche und 
Betroffenheiten sowie der unterschiedlichen Wunschvorstellungen bedürfen städtische Planverfahren 
i.d.R. aber deutlich mehr Zeit als beispielsweise in den Umlandgemeinden. Daher ist mit einer tatsäch-
lichen Baufertigstellung der insgesamt geplanten Kapazitäten eher nach 2020 zu rechnen. 

Im Jahr 2015 wurde durch die Hansestadt Rostock eine neue Bevölkerungsprognose berechnet und 
Anfang 2016 veröffentlicht. Im Vergleich zum Jahr 2015 (206.033 Einwohner) soll danach die Bevölke-
rung bis zum Jahre 2035 um 24.912 Personen auf dann 230.912 Einwohner anwachsen (wesentliche 
Ursache: Abnahme der Wegzüge, Verbleib von Asylberechtigten sowie deren Familiennachzug). Eine 
gutachterliche Voreinschätzung leitet aus der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung einen zusätz-
lichen Bedarf von ca. 27.000 neuen Wohnungen in Rostock bis 2035 ab (empirica 02/2017). 

Anfang 2017 wurden die Ergebnisse der Bevölkerungsprognose für den Stadt-Umland-Raum Rostock 
(ohne Hansestadt Rostock) bis 2030 vorgelegt (Wimes). Aufgrund der bestehenden und vorerst an-
dauernden positiven natürlichen Bevölkerungsentwicklung und unter der Annahme weiterer Wande-
rungsgewinne ist von einem anhaltenden Bevölkerungszuwachs in den Umlandkommunen auszuge-
hen. Prognostiziert wird ein Wachstum um ca. 7% von 43.376 Einwohnern im Jahr 2015 auf ca. 
46.600 Einwohner im Jahr 2030. Zwingende Voraussetzung dafür wäre die Schaffung neuer Wohnun-
gen in den Gemeinden. 

Aufbauend auf den Ergebnissen dieser Bevölkerungsprognose wurde eine Prognose der Wohnungs-
nachfrage bis 2030 erarbeitet (Wimes 07/2017). In Abhängigkeit von der Entwicklung der durchschnitt-
lichen Haushaltsgröße bis 2030 bestünde danach im Zeitraum 01.01.2018 bis 31.12.2030 ein Bedarf 
von 1.800 bis ca. 4.000 neuen Wohneinheiten in den Umlandgemeinden, um die in der Bevölkerungs-
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prognose dargestellte Einwohnerentwicklung zu realisieren. Dieser Neubaubedarf begründet sich zum 
einen aus der anhaltend positiven natürlichen Bevölkerungsentwicklung in den Gemeinden, zum an-
deren aus zukünftigen Wanderungsgewinnen der Umlandkommunen. Das Gutachten geht davon aus, 
dass der überwiegende Teil dieser Wohnungen im Segment „Einfamilienhaus“ geschaffen wird, unter-
stellt aber auch eine leichte Verschiebung zu Gunsten des Segmentes „Geschosswohnungsbau“ 
(30% des Neubaubedarfs). Dieses Nachfragesegment dient insbesondere den Mieterhaushalten, die 
sich kein Wohneigentum leisten können oder eine moderne barrierearme Wohnung bevorzugen. 

Aufgrund der geltenden regionalplanerischen Festlegungen (RREP MM/R, 2011) und der Leitlinien zur 
Wohnentwicklung (SUR-ER, 2011) bestehen aktuell in der überwiegenden Zahl der Umland-
Gemeinden keine oder nur noch sehr geringe Entwicklungspotenziale im Bereich Wohnungsbau. Dies 
trifft sowohl auf die überwiegende Anzahl der 2011 auf ihre Eigenentwicklung beschränkten Gemein-
den als auch auf die drei für den Wohnungsbau privilegierten Gemeinden Kritzmow, Ostseebad 
Nienhagen und Rövershagen zu.  

Die zuvor erwähnten Bevölkerungs- und Wohnungsnachfrageprognosen lassen kurz- und mittelfristige 
Wohnbaubedarfe sowohl in der Hansestadt Rostock als auch in den Umlandgemeinden erkennen. 
Bereits im Rahmen des Stadt-Umland-Forums am 06.07.2015 wurde daher abgestimmt, dass den 
Umlandgemeinden ergänzende Potenziale zur Wohnbauentwicklung eingeräumt werden sollen, wozu 
der Stadt-Umland-Entwicklungsrahmen im Kapitel Wohnentwicklung fortzuschreiben sei.  

Mit der Fortschreibung wird im Zeitraum 01/2017 bis 12/2025 die Entwicklung von weiteren 1.300 
Wohneinheiten in den Umlandkommunen ermöglicht. Diese Regelung ersetzt im Stadt-Umland-
Raum die im RREP MM/R enthaltene Festlegung in Z 4.1 (2) zum Wohnungsbau in nichtzentralen 
Orten entsprechend den Programmsätzen 4.2 (2) und (3) im LEP M-V.  

Die damit ermöglichte Wohnbauentwicklung orientiert sich am Mindestmaß des gutachterlich festge-
stellten Wohnraumbedarfes (Wimes 07/2017). Dies wird wie folgt begründet:  

- Das Landesraumentwicklungsprogramm M-V sowie das Regionale Raumentwicklungspro-
gramm enthalten grundsätzliche Regelungen zur raumordnerisch anzustrebenden Wohnbau-
entwicklung. Dazu zählt insbesondere die Konzentration der Wohnbauentwicklung auf die 
Zentralen Orte. 

- Sowohl die Bevölkerungsprognose als auch die Wohnungsnachfrageprognose enthalten eine 
Reihe von Annahmen, die mit Unsicherheiten verbunden sind. So geht die Bevölkerungsprog-
nose von anhaltenden Wanderungsgewinnen in den Umlandkommunen aus und davon, dass 
in den Umlandkommunen die ermittelte Wohnungsnachfrage auch tatsächlich über Baufertig-
stellungen realisiert wird. Schwächt sich der Zuzug allerdings ab, da in Zentralen Orten nach-
fragegerechte Wohnraumangebote vorgehalten werden oder weil kein Wohnraum für weiteren 
Zuzug durch die Kommunen bereit gestellt werden kann (z.B. aus kommunalen oder raum-
ordnerischen Erwägungen), werden weder die prognostizierten Ergebnisse der Bevölkerungs-
prognose noch die der Wohnraumnachfrage in der oben dargestellten Höhe eintreten. 

- Die bereits realisierten Bevölkerungsgewinne in den Umlandkommunen stellen bereits jetzt 
hohe Anforderungen an die nachholend zu entwickelnde Infrastruktur in den Gemeinden (z.B. 
Kitas, Schulen) bzw. ziehen verschiedene Belastungserscheinungen nach sich. Die Gemein-
den stehen daher vor der Aufgabe parallel zur weiteren Wohnbauentwicklung den Infrastruk-
turausbau voran zu treiben und planerische Lösungen für bestehende Problemlagen zu erar-
beiten und umzusetzen. 

Durch das Amt für Raumordnung Region Rostock  erfolgt eine jährliche Evaluierung der Entwicklun-
gen im Zuge der Raumbeobachtung (Monitoring). 

zu 1.1: Entwicklungskontingent „Grundbedarf“ 

Das Entwicklungskontingent beträgt 1,8 Wohneinheiten je 1.000 Einwohner und Jahr. Im Unter-
schied zur RREP-Regelung aus 2011, die einen Bezug zum Bestand an Wohneinheiten herstellte, soll 
der Grundbedarf im Verhältnis zur Einwohnerzahl ermittelt werden. Damit ist es möglich, auch über 
2025 hinaus, zukünftige demografische Entwicklungen besser zu berücksichtigen. Die Gemeinden 
sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten Sorge dafür tragen, dass mit diesem Kontingent insbesondere 
der Wohnraumnachfrage der ortsansässigen Bevölkerung entsprochen wird (Eigenentwicklung). 

Gemeindebezogen wird das realisierbare Kontingent für den Zeitraum 2017 bis 2025 im Verhältnis zur 
Einwohnerzahl von 2015 ermittelt. Am 31.12.2015 lebten laut Angaben aus der amtlichen Statistik M-V 
43.002 Einwohner und Einwohnerinnen in den Umlandgemeinden. Für den Zeitraum von 2017 bis 
2025 (9 Jahre) ergibt sich in der Summe ein Neubaupotential von ca. 700 Wohneinheiten. In Tabel-
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le 2 ist die Verteilung des rein mathematisch ermittelten Kontingents „Grundbedarf“ auf die Gemein-
den erkennbar, wobei die Ergebnisse als Richtwerte zu verstehen sind.  

8 von 11 der bisher auf die Eigenentwicklung beschränkten Umland-Gemeinden hatten durch Real-
entwicklungen und neue Planungen bereits 2015 das festgelegte Maß der Eigenentwicklung laut 
RREP 2011 überschritten. In Tabelle 3 werden diese Gemeinden in Spalte G farblich markiert. Diese 
Überschreitungen werden bei der zuvor dargestellten Neuregelung zur Eigenentwicklung bis 
2025 nicht angerechnet. Baufertigstellungen in 2016 wurden durch Wimes (Wohnungsnachfrage-
prognose 2017) erfasst und bereits von der prognostizierten Nachfrage abgezogen. Auch diese sind 
nicht mehr anzurechnen. In den in diesen Gemeinden realisierten bzw. planerisch vorbereiteten Bau-
vorhaben wurde in größerem Umfang Zuzug generiert, der seine Begründung nicht zuletzt auch in der 
angespannten Situation auf dem Wohnungsmarkt im Raum Rostock findet und eine Inanspruchnahme 
ausschließlich für die Eigenentwicklung erheblich beeinflusste.  

Es wird davon ausgegangen, dass in den überwiegend ländlich geprägten Umlandgemeinden bei 
Bauvorhaben im Einfamilienhaussegment üblicherweise 15 - 20 Wohneinheiten je Hektar Wohnbau-
fläche errichtet werden. Im Segment Geschosswohnungsbau sind höhere Dichten anzustreben.  

 

zu 1.2: Entwicklungskontingent „Privilegierung“ 

Um eine Konzentration der zukünftigen Wohnbauentwicklung in den Umlandgemeinden auf beson-
ders geeignete Ortslagen (Siedlungsschwerpunkten) zu erreichen, wird ein Entwicklungskontingent 
„Privilegierung“ in einer Höhe von ca. 400 Wohnungen im Zeitraum bis 12/2025 festgelegt. Sied-
lungsschwerpunkte verfügen innerhalb der Ortslage mindestens über eine Kita, eine Einkaufsmöglich-
keit für Waren des täglichen Bedarfs (>400 m²) sowie eine Arztpraxis und erreichen in der Analyse 
aller Ausstattungsmerkmale entsprechend Tabelle 1 mindestens 10 Punkte. Für die fußläufige Infra-
strukturversorgung besonders bedeutsame Kriterien wurden im Rahmen der Analyse doppelt gewich-
tet. Die Ortslagen Dummerstorf und Kavelstorf sollen zukünftig als gemeinsamer Siedlungsschwer-
punkt des Grundzentrums Dummerstorf entwickelt werden. Sie werden ebenso wie die räumlich sehr 
dicht beieinander liegenden Ortslagen Sievershagen und Lambrechtshagen als eine Ortslage gewer-
tet. Die Verteilung der festgelegten 400 Wohneinheiten auf die zuvor ausgewählten Ortslagen erfolgt 
im Verhältnis zur Einwohnerzahl in der Gemeinde (vgl. Tabelle 2). Bis 2015 realisierte bzw. geplante 
Wohnbauvorhaben werden nicht angerechnet. Baufertigstellungen in 2016 wurden durch Wimes 
(Wohnungsnachfrageprognose 2017) erfasst und bereits von der prognostizierten Nachfrage abgezo-
gen. Auch diese sind nicht mehr anzurechnen.  

Auch hier wird im Segment Einfamilienhaus von einer Baudichte von 15 - 20 Wohneinheiten je Hektar 
Wohnbaufläche ausgegangen, im Segment Geschosswohnungsbau von einer höheren Dichte.  

 
zu 1.3: Einzelfallbewertung von kommunalen Planungsabsichten  

Unter Berücksichtigung der in den Leitlinien 1.1 und 1.2 aufgeführten Regelungen werden kommunale 
Planungsabsichten jeweils im Einzelfall bewertet und bei Bedarf erörtert. Dies trifft insbesondere auf 
solche Planungen zu, die den Regelungen des Regionalen Raumentwicklungsprogramms sowie den 
Leitlinien entsprechend des Stadt-Umland-Entwicklungsrahmens entgegenstehen. In begründeten 
Fällen können Gemeinden mehr Wohneinheiten errichten, als es die in Tabelle 2 dargestellten Richt-
werte zulassen. In der Summe sollten in den Umlandgemeinden im Zeitraum 2017-2025 nicht mehr 
als 200 Wohneinheiten für solche Fälle in Anspruch genommen werden. 

zu 1.4: Die Entwicklungen im Bereich des Wohnungsbaus (Bauleitplanungen, Baufertigstellungen), 
hinsichtlich der Einwohnerentwicklung sowie der Infrastrukturausstattung der Gemeinden werden 
durch das Amt für Raumordnung Region Rostock im Zuge der Raumbeobachtung (Monitoring) er-
fasst und ausgewertet. Regelmäßig erfolgt eine Evaluierung der o.g. Regelungen auf Grundlage der 
realen Entwicklung. Sollten sich noch in der Laufzeit der oben genannten Regelungen Anpassungs-
bedarfe ergeben, werden diese zur Diskussion gestellt. 
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Tabelle 1: Infrastrukturausstattung in relevanten Ortslagen des SUR (Stand 05/2017) 
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Tabelle 2: Einwohnerbezogene Verteilung der Entwicklungskontingente „Grundbedarf“ und „Privilegierung“ auf die Umlandge-
meinden des SUR Rostock 

 

 

Tabelle 3: Umsetzung der Eigenbedarfsregelung aus dem RREP MM/R sowie dem SUR-ER (beide 2011) bis 2015 

 
 

zu 1.5: Planungsgrundlagen und Abschluss von Bauleitplanungen 

Mit Stand Mai 2017 haben alle 15 Umlandgemeinden des SUR Rostock einen rechtskräftigen Fläche-
nnutzungsplan (FNP). In Tabelle 4 ist das Datum der Rechtskraft erkennbar, wie viele Änderungsver-
fahren bereits durchgeführt wurden und ob es aktuell Aktivitäten zur Neufassung gibt. Qualitative Aus-
sagen über die inhaltliche Aktualität der FNP können hieraus nicht abgeleitet werden. 
Neben der Darstellung des Ist-Zustandes beinhaltet ein FNP als wesentlichen Inhalt die Darstellung 
der zukünftig angestrebten Flächennutzungen. Er bildet insofern die konzeptionelle Entwicklungspla-
nung einer Gemeinde mit einer Geltungsdauer von 10-15 Jahren. Enthält ein FNP keinerlei Entwick-
lungsoptionen mehr bzw. können angestrebte Nutzungen nicht auf den dafür vorgesehenen Flächen 
realisiert werden (z.B. fehlende Flächenverfügbarkeit, nicht realisierbare Infrastrukturanbindung), kann 
der FNP seine Informations- und Steuerungswirkung nicht mehr entfalten. Werden Neuplanungen 
außerhalb der Darstellungen des FNP realisiert (in Verbindung mit einem projektbezogenen FNP-
Änderungsverfahren), ist der kommunale Planungswillen in Bezug auf die strategische Entwicklung 
des gesamten Gemeindegebietes oftmals nicht ausreichend erkennbar. Gerade in den Gemeinden 
des Stadt-Umland-Raumes Rostock kommt dem FNP eine besondere Bedeutung zu, da zumindest in 
naher Zukunft noch weitere bauliche Entwicklungen erfolgen werden, die einer vorbereitenden Bau-
leitplanung bedürfen.  
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Auch im Hinblick auf die erforderlichen Infrastrukturen (z.B. verkehrliche Erschließung, Ver- und Ent-
sorgung, soziale Infrastruktur) werden im FNP die wesentlichen Grundlagen gelegt und mit den Betrof-
fenen im Aufstellungsverfahren abgestimmt. 

Tabelle 4: Stand der Flächennutzungsplanung in den Umlandgemeinden des SUR Rostock 

Gemeinde rechtskräftiger FNP 
von 

Änderungen Laufendes Verfahren zur 
Neuaufstellung/Änderung 

Admannshagen-
Bargeshagen 

18.03.2006 1. Änderung (Rechtskraft) 
 

2. bis 4. Änderung 

Bentwisch 01.07.2004 1. Ergänzung (2005) Ja (1. Entwurf 03/2016) 

Broderstorf Broderst.: 21.12.1995 
Steinfeld:  

3 Änderungen bis 2011  

Dummerstorf derzeit 6 Teil-FNP 
aus 1996-2000 

mehrere Änderungsverfah-
ren zu Teil-FNP´en 

Ja (Vorentwurf 01/2016) 

Elmenhorst/ Lich-
tenhagen 

29.01.2000 1. Änderung (2004) Ja (Entwurf 03/2017) 

Klein Kussewitz 21.09.2001 2 Änderungen bis 2012  

Kritzmow 27.06.2005 1. Änderung (2010) Ja (Vorentwurf 01/2016) 

Lambrechtshagen 11.03.1992 3 Änderungen bis 2014  

Mönchhagen 20.10.1994  Änderungsverfahren von 
2005 nicht fortgeführt 

Ostseebad 
Nienhagen 

08.08.1998 3 Änderungen bis 2008 Ja (Vorentwurf 07/2016) 

Papendorf 21.11.1999 6 Änderungen bis 2015 Ja (6. und 7. Änderung im 
Verfahren) 

Pölchow 11.04.2006 1. Änderung  

Poppendorf 21.12.2007 1. Änderung (2012)  

Roggentin 07.05.1992 1. Änderung (2006)  

Rövershagen 16.06.1999 4 Änderungen bis 2012 Ja (5. und 6. Änderung im 
Verfahren) 

Stäbelow 18.05.2002 2 Änderungen bis 2004)  

Ziesendorf 10.09.1992 1. Änderung (1994)  

Quellen: Datenbank Bauleitplanung des Landkreises Rostock und digitales Raumordnungskataster des AfRL RR 

Die obere Landesplanungsbehörde führt ein digitales Raumordnungskataster. Hier werden alle raum-
bedeutsamen Planungen erfasst. Darüber hinaus erfolgt im Amt für Raumordnung und Landespla-
nung im Rahmen der Raumbeobachtung ein Monitoring über die Wohnbauflächenentwicklungen so-
wie -planungen in der Planungsregion und schwerpunktmäßig im Stadt-Umland-Raum sowie den 
Zentralen Orten. Daher ist es erforderlich, dass die Gemeinden die abschließenden Planungen dem 
Amt für Raumordnung und Landesplanung zur Kenntnis geben. Dieses veranlasst die abschließende 
Eintragung in das digitale Raumordnungskataster und ergänzt entsprechende Angaben im Rahmen 
der Raumbeobachtung. Eine Übergabe in digitaler Form genügt den Anforderungen (z.B. als PDF-
Dokumente). 

 

Leitlinie 3 wird wie folgt neu gefasst: 

3. Vorrangige Nutzung der Innenbereichsflächen durch Umnutzung, Erneuerung und 
Verdichtung bebauter Gebiete bei Nutzung der vorhandenen Infrastruktur zur Siche-
rung einer nachhaltigen, wirtschaftlich tragfähigen und umweltgerechten Siedlungs-
struktur. (unveränderte Übernahme)  

Darüber hinaus sind im Rahmen von Verfahren zur Aufstellung oder Fortschreibung 
von Flächennutzungsplänen für neue Wohnbaugebiete die in den Gemeindeteilen vor-
handenen Baulandreserven in potentiellen Baulücken überschlägig zu ermitteln und 
deren Verfügbarkeit und Nutzbarkeit im Begründungsteil einzuschätzen. Als potentiel-
le Baulücken gelten alle Baugrundstücke 

 im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 BauGB, 

 im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, die nach § 33 BauGB zu beurteilen 
sind, 

 im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB sowie 
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 innerhalb von im Flächennutzungsplan rechtsgültig dargestellten, aber bislang 
nicht durch Bebauungsplan rechtskräftig umgesetzten Reserveflächen 

sowie Baulücken 

 die innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 Abs. 1 und 
2 BauGB liegen. 

 
Die Kommunen des Stadt-Umland-Raumes Rostock sollen durch Eigeninitiative zur 
Mobilisierung und Marktverfügbarkeit der betreffenden Wohnbaugrundstücke beitra-
gen.  

 
Begründung: (unverändert, siehe SUR-ER 2011) 

 
Leitlinie 6 wird wie folgt neu vorgeschlagen: 

6. Im Rahmen von Verfahren zur Aufstellung von Flächennutzungsplänen sowie von 
Bebauungsplänen für die Wohnbauprojekte in den Umlandgemeinden die keine Nach-
bargemeinde zur Hansestadt Rostock sind, ist die Kernstadt zu beteiligen. Das Abwä-
gungsergebnis ist anschließend mitzuteilen. 
 
Begründung: 
 
Zu 6: Beteiligung 

Im Rahmen der Stadt-Umland-Kooperation zur Wohnbauentwicklung wird eine zwischen Hansestadt 
Rostock und Umlandgemeinden abgestimmte Entwicklung angestrebt. Die grundlegenden Bestim-
mungen dazu enthalten die Raumentwicklungsprogramme des Landes M-V sowie der Planungsregion 
Rostock als auch die Leitlinien des SUR-Entwicklungsrahmens selbst. Der Hansestadt Rostock als 
Kernstadt des SUR ist im Rahmen der in der Leitlinie genannten Planungen in Umlandgemeinden die 
Möglichkeit einzuräumen, eine Stellungnahme abzugeben. Ebenso ist die Hansestadt über die Abwä-
gung ihrer Stellungnahme zu informieren. 


